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Nr. [Gremium Ist-Termin | Ergebnis
1]16.11.2016: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 16.11.2016 |laut BV
2(06.12.2016: Hauptausschuss 06.12.2016 |laut BV
3115.12.2016: Stadtrat 15.12.2016 |laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Ina Rauer 08.11.2016

Beschlussentwurf

Der Stadtrat beschliel3t die Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung Gber die
férmliche Festlegung des Sanierungsgebietes "Innenstadt-Kéthen" fiir den Teilbereich stdliche
SpringstralRe (Anlage 1).

Gesetzliche Grundlagen:
Baugesetzbuch (BauGB)
Hauptsatzung

Darlegung des Sachverhalts / Begrundung
siehe Anlagen






Anlage 1 Sanierungsaufhebungssatzung.pdf

Anlage 2 Begriindung zur Satzung iiber die.pdf



Anlage 1

1. Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung liber die férmliche
Festlegung des Sanierungsgebietes ,Innenstadt-Kéthen“ fiir den Teilbereich stidliche

Springstrafe (1. Sanierungsaufhebungssatzung)

Aufgrund der §§ 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit § 162
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBI. | S. 2414) zuletzt geéndert durch Gesetz vom 20.10.2015 (BGBI. | S. 1722) hat der
Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 15.12.2016 die folgende 1. Satzung
der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung liber die férmliche Festlegung des

Sanierungsgebietes ,Innenstadt-Kéthen" (1. Sanierungsaufhebungssatzung) beschlossen:

§1

Teilaufhebung der Sanierungssatzung

(1) Die Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die férmliche Festlegung des Sanie-
rungsgebietes ,Brauhausplatz bis RitterstralRe” vom 08.11.1991, zuletzt gedndert durch die
Satzuﬁg der Stadt Kothen (Anhalt) Gber die Erweiterung des férmlich festgelegten Sanie-
rungsgebietes ,Innenstadt Kothen* vom 05.11.1999, ist fir die nachfolgend aufgezéhiten

Grundsticke aufgehoben:

Lfd. Nr. | Grundstiick Flur Flurstiick
1. StiftstraBe 9 12 79

2. Springstrale 18 12 78

3. Springstralte 17 12 77

4, Springstrate 16 12 76

5. Springstralle 15 12 75

6. Springstraie 14 12 1150

7. Springstralle 13 12 1059

8. Springstralle 12 12 1151

9. Springstrale 12 12 72

10. Springstralle 11 12 70
11. | SpringstraBe 10 | 12 69
12, | SpringstraRe 10 12 YY)
" 13. | Springstrafe 9 12 | e
14. | SpringstraRe 8 12 67/2
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1.Sanierungsaufhebungssatzung

15. Springstrafie 8 12 66
16. | Springstraite 7 12 65
17. Springstralie 6 12 64
18. Springstralle 5 12 63
19. Springstralle 4 12 62
20. Springstralle 3 12 61
21. | Springstrafte 2 12 60
22, Springstrafte 1 12 59
23. Ritterstrale 1 12 104
24, SpringstralRe 49 12 103/1
25. Springstralle 48 12 103/2
26. Springstralle 48 12 102/2
27. Springstralle 48 12 1021
28. | Springstralle 47 12 101
29. SpringstralBe 45 12 1016
30. Springstrafe 43 12 96
31. Springstralle 42 12 94
32, Springstralle 41 12 93
33. Springstrafle 40 12 1062
34. | Springstral’e 38 12 1064
35. Springstrafie 38 12 1067
36. Springstrafie 38 12 1068
37. Springstrafe 39 12 1096
38. Springstrale 37 12 89
39. Springstrale 36 12 88/2
40. Springstrale 36 12 88/1
41. Springstralte 35 12 | 87
42. |SpringstraRe 34 | 12 | 86
43. | Springstrafe 33 12| 85
44. | Springstrale 32 12 _{ 84
45, | Springstrae 31 12 | 83
46, Springstrale 30 12 | 82
(2) 'Der raumliche Geltungsbereich dieser Satzung ist in der Anlage 1 dargestellt.

2Anlage 1 ist Bestandteil dieser Satzung.
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1.Sanierungsaufhebungssatzung

§2

Inkrafttreten
Mit der Bekanntmachung wird diese Satzung rechtsverbindlich (§ 162 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

Stadt Kéthen (Anhalt), 16.12.2016

Bernd Hauschild
Oberbiirgermeister (Siegel)
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1.Sanierungsaufhebungssatzung

Verd6ffentlichungsanordnung

1. Vorstehende 1. Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) zur Teilaufhebung der Satzung lber
die formliche Festlegung des Sanierungsgebietes ,Innenstadt-Kéthen® fiir den Teilbereich
sudliche SpringstralRe (1. Sanierungsaufhebungssatzung)
vom 16.12.2016, Beschluss-Nr. NUMMER, wird hiermit 6ffentlich bekannt gemacht.

2. Es wird auf § 215 Abs. 1 BauGB hingewiesen. § 215 Abs. 1 BauGB lautet wie folgt:
,uUnbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Beriicksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften uber das Verhaltnis des Bebauungsplans und des Flachennutzungs-
plans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flachennutzungsplans
oder der Satzung schriftlich gegeniiber der Gemeinde unter Darlegung des die Verlet-
zung begrindenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.”.

3. Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 8 Abs. 3 KVG LSA hingewiesen. § 8 Abs. 3 KVG
LSA lautet wie folgt:
,Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die in diesem
Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande ge-
kommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines
Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegeniiber der Kommune geltend gemacht
worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt,
zu bezeichnen. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften Uber die Genehmigung oder die

offentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.*

4. Hiermit ordne ich gemafR § 14 Abs. 1 Satz 1 der Hauptsatzung der Stadt Kéthen (Anhalt)
vom 18.11.2014 (AmtsBI. 12/2014) in der zurzeit geltenden Fassung die Veréffentlichung
folgenden Beschlusses an:

. Teilaufhebung Sanierungsgebiet*

Kéthen (Anhalt), 16.12.2016
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1.Sanierungsaufhebungssatzung

Bernd Hauschild
Oberblrgermeister (Siegel)
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Anlage 1 zu § 1 Abs. 2 der 1. Sanierungsaufhebungssatzung
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 Sanierungsaufhebungssatzung.pdf


Anlage 2

Begriindung zur Satzung iiber die Teilaufhebung der Satzung liber das formlich
festgelegte Sanierungsgebiet ,Innenstadt Kothen“ im Teilbereich Siidliche
Springstralle

1. Anlass

Das Baugesetzbuch (BauGB) bietet den Kommunen die Moglichkeit, zur Behebung
stédtebaulicher Missstande in Bereichen des Stadtgebietes Stadtebauliche
SanierungsmafRnahmen durchzufiihren, sofern deren Vorbereitung und ziigige Durchfihrung
im offentlichen Interesse liegen. Um diesen komplexen Gesamtprozess mit einer Vielzahl
von Beteiligten steuern zu kénnen, hat der Gesetzgeber den Kommunen zeitlich befristet das
besondere Stadtebaurecht (§§ 136-192 BauGB) an die Hand gegeben. Zugleich werden zur
Deckung der Kosten der Vorbereitung und Durchfiihrung der Stadtebaulichen
SanierungsmafRnahme Stadtebaufordermittel aus verschiedenen Bund-Lander-Programmen
eingesetzt.

Aufgrund der massiven stadtebaulichen Missstande und des drohenden Abrisses wurde
1991 zunachst nur ein kleiner Teil der historischen Innenstadt, der Bereich Brauhausplatz bis
RitterstralRe, zum formlich festgelegten Sanierungsgebiet erklart.

Es wurde jedoch deutlich, dass ohne ein die ganze historischen Innenstadt umfassendes
Forder- und Steuerinstrument weite Teile der Altstadt in naher Zukunft dem Verfall Preis
gegeben wiren. Folglich wurde nach Abschluss der Vorbereitenden Untersuchungen im
Juni 1993 das Gebiet erweitert und 1994 zum Sanierungsgebiet Innenstadt-Kéthen. Weitere
Erweiterungen des Sanierungsgebietes folgten 1996 und 1999.

Seit der Beschlussfassung zur formlichen Festlegung des Sanierungsgebietes wurde Uber
einen Zeitraum von 25 Jahren in der Kéthener Innenstadt eine Vielzah! unterschiedlicher
privater und 6ffentlicher MaRnahmen realisiert, die das Gebiet grundlegend verbessert und
wesentlich aufgewertet haben. Handlungsgrundlage war der Stadtebauliche Rahmenplan, in
welchem die Ziele der Sanierung konkretisiert sind.

Das BauGB sieht in § 162 vor, dass die Sanierungssatzung fiir das gesamte Gebiet oder fiir
Teilgebiete aufzuheben ist, wenn die Sanierung durchgefiihrt worden ist. Die Durchfiihrung
der Sanierung hangt nicht davon ab, ob im Sanierungsgebiet alle stadtebaulichen
Missstande beseitigt worden sind, sondern mafgeblich ist, inwiefern die in der
stadtebaulichen Planung aufgeftihrten Ziele (Rahmenplan) erreicht worden sind.

Es ist also zu priifen, ob, gemessen an den Zielen und Zwecken der Sanierung und den
Grundsatzen, die bei der formlichen Festlegung des Gebietes zugrunde gelegt worden sind,
dieser Teil aus dem Sanierungsgebiet formlich herausgenommen werden kann.

Bearbeitungsstand: 22.08.2016
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2. Aligemeine Angaben zum Sanierungsgebiet Innenstadt- Kéthen

Vorbereitende Untersuchung

Planungsziel: Gewinnen einer Beurteilungsgrundlage tiber die Notwendigkeit der Sanierung,
die sozialen, strukturellen und stadtebaulichen Verhaltnisse und Zusammenhénge sowie die
anzustrebenden Ziele und die Durchfiihrbarkeit der Sanierung im Alilgemeinen.

Beschluss Stadtverordnetenversammlung vom 13.11.1990

1. Erganzung der Vorbereitenden Untersuchung, Beschluss Stadtverordnetenversammiung

vom 05.09.1991

2. Erganzung/Aktualisierung, Beschluss Stadtrat vom 04.03.1999

Férmliche Festlegung: Satzung der Stadt Kéthen (iber die formliche Festlegung des
Sanierungsgebietes ,Brauhausplatz bis Ritterstralle” (Anlage 1)

Beschluss der Stadtverordnetenversammiung vom 04.07.1991

Veréffentlicht im Amtsblatt am 20.12.1991

Gebietsgrofie: 5,5 ha

Verfahrensart: umfassendes Verfahren (§§ 152 ff. BauGB)

Erste Erweiterung mit neuer Gebietsbezeichnung ,Innenstadt Kéthen® (Anlage 1)
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 19.05.1994

Veroffentlicht im Amtsblatt am 21.10.1994

Gebietsgréfle: Erweiterung auf 16,3 ha

Verfahrensart: umfassendes Verfahren

Zweite Erweiterung (Anlage 1)

Beschluss des Stadtrates vom 01.10.1996
Veroffentlicht im Amtsblatt am 22.11.1996
Gebietsgrofie: Erweiterung auf 21,75 ha
Verfahrensart: umfassendes Verfahren

Dritte Erweiterung (Anlage 1)

Beschluss des Stadtrates vom 04.11.1999

Veroffentlicht im Amtsblatt am 19.11.1999

GebietsgréRe: auf 38,37 ha

Verfahrensart: vereinfachtes Verfahren und umfassendes Verfahren

Planungsinstrumente
- Rahmenplan, Beschlussfassung Stadtrat vom 16.07.1998

Planungsziel: Informelle Planung, die die stadtebaulichen Ziele der Sanierung
) konkret beschreibt

1. Anderung, Beschlussfassung Stadtrat vom 03.07. 2003

2. Anderung, Beschlussfassung Stadtrat vom 10.04.2008

- Satzung der Stadt Kothen (iber die Erhaltung baulicher Anlagen und die Eigenart der
Gebiete (Erhaltungssatzung), entspricht den raumlichen Festsetzungen des
Gebietes des Forderprogrammes Stéadtebaulicher Denkmalschutz
.Historische Altstadt" (Anlage 2)

Planungsziel: Erhalt der stadtebaulichen Eigenart des Gebietes
Beschluss Stadtverordnetenversammlung vom 04.07.1991
1. Anderung, Beschluss des Stadtrates vom 18.11.1999

Bearbeitungsstand: 22.08.2016
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- Ortliche Bauvorschrift zur Gestaltung von Werbeanlagen und Warenautomaten
(Werbesatzung) (Anlage 2)

Planungsziel: Angemessene Werbung, um das unverwechselbare Erscheinungsbild
der Innenstadt zu erhalten

Beschluss des Stadtrates: 25.04.2003
1. Anderung, Beschluss des Stadtrates vom 07.07.2011
Weitergeltungsbeschluss des Stadtrates 21.04.2016

- Gestaltungssatzungen (Anlage 2)

Planungsziel: Bewahrung und Weiterentwicklung des in Jahrhunderten gewachsenen
Stadtbildes der historischen Innenstadt

-Sudliche Springstralle, Beschiuss des Stadtrates vom 14.12.2000
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verldngerung des Geltungszeitraumes
mit Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

-Burgstralle bis Ritterstrafle, Beschluss des Stadtrates vom 10.05.2001,
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verlangerung des Geltungszeitraumes
mit Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

-Neustéadter Strale/Neustadter Platz, Beschluss des Stadtrates vom 11.04.2002,
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verlangerung des Geltungszeitraumes
mit Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

-Buttermarkt bis Barplatz, Beschluss des Stadtrates vom 20.12.2005,
Weitergeltungsbeschluss vom 09.09.2010, Verldngerung des Geltungszeitraumes mit
Beschluss des Stadtrates vom 02.07.2015

- Bebauungspline

-Bebauungsplan 19 ,Lange Strafle” (Anlage 2)
Stadtratsbeschluss vom 22.05.2003

-Bebauungsplan 29 ,Ritterstrale“ (Anlage 2)
Stadtratsbeschluss vom 18.11.2005

Eingesetzte Férderprogramme (Anlage 3)
- Bund-Landerprogramm Stadtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmalnahmen
- Bund-Landerprogramm Stadtebaulicher Denkmalschutz
- Bund-Landerprogramm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren
- Bund-Landerprogramm Stadtumbau Ost Rickbau
- Bund-Landerprogramm Stadtumbau Ost Aufwertung
- Bund-Landerprogramm Investitionspakt
- GA Mittel-Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Infrastruktur”

Gesamtvolumen: 54.211.737,47 € (Stand 31.12.2015)

Bearbeitungsstand: 22.08.2016
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3. Ausgangssituation

Das Gebiet der Kdthener Innenstadt, insbesondere das zwischen Marktplatz und Schioss-
bereich, stand in der Vorwendezeit im Schatten der Kéthener Stadtentwicklungsstrategien.
Neue Wohnbauten am Stadtrand und eine mihsam rekonstruierte Ful3gangerzone
verbrauchten (scheinbar) alle Kréfte zentralistisch betriebener Baupolitik. Wahrend man sich
auf die neu entstehenden Plattenbausiedlungen konzentrierte, unterlagen die Hauser in der
Innenstadt oft dem schieichenden Verfaill und spéater der Abrissbirne. Es gab keine
finanziellen und materiellen Hilfen fir die Erhaltung der Gebé&ude.

Ein Haus nach dem anderen wurde baufallig und unbewohnbar. Die Bewohner zogen weg.
Die staatliche Wohnungs- und Baupolitik der DDR bremste diesen Trend nicht. Eine
Neubaukonzeption fir 440 Wohnungen fiir die Kéthener Innenstadt einhergehend mit einem
Flachenabriss war bereits beschlossen.

Anfang 1990 griindete sich die Birgerinitiative Schloss und Altstadt-BISA und forderte neue
Entscheidungen und Planungen fir die Innenstadt. So hat man sich entschlossen,
behutsame Stadterneuerung unter Nutzung der damals neuen Méglichkeiten und der neuen
Rechtsinstrumentarien zu betreiben.

Bereits 1990 haben die Vorbereitenden Untersuchungen fir die Innenstadt von Kéthen
Méngel und stadtebauliche Missstinde im Sinne des § 136 BauGB im Untersuchungsgebiet
festgestellt. Es entsprach nach seiner vorhandenen Bebauung und nach seiner sonstigen
Beschaffenheit in weiten Teilen nicht den allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhaltnisse. Das Gebiet war in der Erfiillung der Aufgaben, die ihm nach seiner
Lage und Funktion obliegen, erheblich beeintrachtigt.

Es wurden stadtebauliche Misssténde festgestellt, die

- die Wohn- und Arbeitsverhaltnisse bzw. die Sicherheit der im Gebiet wohnenden oder
arbeitenden Menschen beeintrachtigten.

- die Funktionsfédhigkeit des Gebietes in Bezug auf den flieenden und ruhenden
Verkehr beeintrachtigten.

- die wirtschaftliche Situation und Entwicklungsfahigkeit unter Berticksichtigung seiner
Versorgungsfunktion im Verflechtungsbereich beeintrachtigten.

- die Funktionsfahigkeit des Gebietes in Bezug auf die infrastrukturelle Erschlielung,
seiner Ausstattung mit Griinflachen und mit Anlagen des Gemeinbedarfs
beeintrachtigten.

Aus den stadtebaulichen Missstanden leiteten sich allgemeine Ziele der Sanierung ab:

- Erhaltung wertvoller historischer Bausubstanz und Baudenkmale

- Verbesserung der Wohnbedingungen und des Wohnumfeldes

- Verbesserung der Bedingungen des ortsansassigen Einzelhandels, Handwerks und
Gewerbes

- Entwicklung, Sicherung und Stabilisierung der ékologischen Kreislaufe

- Verbesserung der Einrichtungen der technischen Infrastruktur

- Neuordnung des StralRenverkehrs und Entwicklung einer flachenhaften
Verkehrsberuhigung unter Einbindung des OPNV

- Neuordnung und Erweiterung 6ffentlicher und privater Parkierungsanlagen

- Verbesserung des Rad- und FuBwegenetzes

Die allgemeinen Ziele der Sanierung waren Grundlage fiur notwendige MalRnahmen, mit
denen gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und die Funktionsfahigkeit der Innenstadt
langfristig gesichert werden sollten.

Bearbeitungsstand: 22.08.2016
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Zur Behebung der stadtebaulichen Missstdnde waren folgende, im &ffentlichen Interesse
liegende, MafRnahmen notwendig:

- MafRnahmen der Vorbereitung der Sanierung

- Ordnungsmaf3nahmen

- BaumaRnahmen

Voraussetzung zur Behebung der stadtebaulichen Mangel und Missstéande war die
Anwendung des besonderen Stadtebaurechts (§§ 136-164 BauGB).

Die formliche Festlegung eines Sanierungsgebietes und die Aufnahme in die
Stadtebauférderprogramme waren notwendig, da eine Entwickiung und Verbesserung aus
eigener Kraft nicht moéglich war.

4.Teilaufhebung Gebiet Siidliche Springstrale
4.1. Ausgangssituation im Gebiet Siidliche Springstrafle

Der 6stliche Bereich der siidlichen Springstrafe war bereits Bestandteil des ersten
Sanierungsgebietes ,Brauhausplatz - Ritterstrale“. Die westliche Stralenseite wurde mit
der Erweiterung des Sanierungsgebietes 1994 in das Sanierungsgebiet’ Innenstadt-Kéthen®
aufgenommen.

Die Grundlage der jeweiligen Aufnahme waren die vorbereitenden Untersuchungen der
Projektgesellschaft m.b.H. am Bauhaus Dessau und die der NILEG, Niedersachsische
Gesellschaft fiir Landesentwicklung und Wohnungsbau mbH, dem spéteren ersten
Sanierungstreuhander der Stadt Kéthen (Anhalt).

Fir den Bereich der Siidlichen Springstrafle wurden folgende stédtebaulichen Misssténde
festgestelit:

Der Straflenzug war als eine geschlossene Bebauung mit traufsténdigen zweigeschossigen
Birger — Handwerkerhausern, alle mit steilen Satteldachern wahrnehmbar und stand als
solcher unter Denkmalschutz. Charakteristisch ist die Krimmung der Stralle mit Blickachse
zur Kirche St.Jakob.

Die Bauliicke der Grundstiicke Springstrafe 44 und 45 unterbrach stérend die geschlossene
Bebauung und wurde bis weit in die Ritterstrale hinein als ungeordnete Parkflache genutzt.
Dies war ein erheblicher stddtebaulicher Mangel.

Die Springstrafie war eine innerortliche ErschlieBungsstrafie mit 12 éffentlichen Stellplatzen
Der StraRenkorper incl. der Gehwege war in einem desolaten Gberalterten Zustand.

Die Stadttechnik, die sich im offentlichen StraBenraum befand war in ebenso schlechtem
Zustand und dringend erneuerungsbediirftig.

1991 waren noch 39 Gebaude im Bestand. Die Bestandserfassung der vorbereitenden
Untersuchungen gibt an, dass 29 Gebaude die Bauzustandsstufen 3 — schwere Mangel und
4 schwerste Mangel hatten. Lediglich fir 10 Hauser wird der Zustand mit gut — leichte
Mangel - eingeschétzt. Diese Einschatzung stellte allerdings keine umfassende
Untersuchung des Gebdudebestandes dar, es ist lediglich eine duflere Abschatzung der
Substanz erfolgt. Die Hauser hatten groBtenteils Ofenheizung, die Sanitérausstattung war
mangelhaft (tlw. noch WC auf3erhalb der Wohnung, keine Bader) und es bestand ein
erheblicher Reparaturriickstau. Diese Situation hat sich in der Folgezeit durch ungeklarte
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Eigentumsverhdltnisse und fehlendes Interesse méglicher Investoren noch verschlechtert.
Letztlich mussten weitere Gebadude abgebrochen werden.

In Teilbereichen wurde aufgrund der hohen Baudichte ein Belichtungs- und
Beluftungsmangel festgestellt. Die Grundstlicke waren im rickwértigen Bereich mit
Nebengebauden derart (berbaut, dass eine zukiinftige Nutzung nur durch Abbruch und
Neuordnung mdglich war.

Die Grundstiicke waren rickwartig nicht erschiossen und es fehiten Parkméglichkeiten fir
Anwohner. Hiervon betroffen waren insbesondere Grundstilicke im 6stlichen Bereich der
Springstralle (ab Ritterstale1 bis SpringstralRe 37), aber auch im westlichen Bereich
(SpringstralRe 1-6).

Die Wohnqualitét war stark beeintréchtigt, ein attraktives Wohnen war nicht méglich und die
SpringstralRe konnte ihrer Funktion im Zentrum der Stadt nicht gerecht werden.

4.2 Realisierte MaBnahmen

Nach Aufnahme in das Sanierungsgebiet wurden fir einen grofRen Teil der Grundstiicke
Untersuchungen zur Bausubstanz (Modernisierungsvoruntersuchungen) in Auftrag gegeben.
Diese waren Grundlage fiir Malnahmen, die zum Schutz der noch vorhandenen
Bausubstanz durchgefihrt wurden.

In Vorbereitung von Grundsticksverkdufen wurden Wertgutachten erstelit.

In zahlreichen Gesprachen zwischen Verwaltung, Treuhander und Grundstiickseigentimern
wurden Letztere fir die Modernisierung und Instandsetzung ihrer Grundstlicke sensibilisiert,
die rechtliche Situation erlautert, Férdermaoglichkeiten und steuerrechtliche Vergunstigungen
aufgezeigt.

Eine der ersten BaumaRnahmen war die Modernisierung und Instandsetzung des Gebaudes
Springstrafie 43/44. Unter Inanspruchnahme von Wohnungsbauférdermitten und Mitteln der
Stadtsanierung ist dem Eigentimer gelungen, das leerstehende Wohnhaus mit 12
Wohnungen wieder einer Nutzung zuzufiihren.

Die vorhandene Bauliicke in der Springstralle 45/46 wurde unter Einbeziehung der
Grundstlicke Springstralte 47 und 48 mit dem Neubau eines Wohnheimes fir Behinderte
geschlossen. Somit wurde ein wesentlicher stadtebaulicher Mangel beseitigt.

Im Rahmen der Umsetzung des B-Planes 29 ,RitterstralRe” wurde fiir die Grundstiicke
Springstrafie 38 - 45 eine riickwartige Erschlieung geschaffen. Gleichzeitig war es
mdglich, im riickwértigen Bereich der Grundstlicke Stellplédtze anzulegen.

Auf den Grundstlicken SpringstraRe 2-4 sind nach Abbruch der vorhandenen abgéngigen
Bausubstanz, Ersatzneubauten errichtet worden, die sich gut in den Stralenraum einfiigen.
Zeitgleich wurde das Gebaude Springstralle 1 saniert, spater dann das Gebaude
Springstrale 6. Im Rahmen der Freiflaichengestaltung dieses Quartiers wurden neben
Gemeinschaftsanlagen fir Mill- und Abstellflachen auch Stellplatzen errichtet.

Insgesamt haben 20 private Eigentiimer einen Férderzuschuss zu den von ihnen
durchgefiihrten Modernisierung- und Instandsetzungsmafinahmen, aber auch fiir den
nachgewiesen erhéhten Aufwand bei LiickenschlieRung/Neubau, erhalten.

Alle Bauherren wurden im Rahmen der zu erteilenden sanierungsrechtlichen Genehmigung
bzw. innerhalb des bauordnungsrechtlichen Verfahrens zu den gestalterischen
Anforderungen beraten. Hierbei waren insbesondere die Anforderungen der
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Gestaltungssatzung, die das typische Erscheinungsbild der Bebauung entlang der Stralle
festlegt, zu berlcksichtigen.

In den Jahren 2006 und 2007 wurde der Straenbaukoérper grundhaft erneuert. Die Strafle
erhielt eine Oberflache aus hochwertigen Naturstein. Entlang der Strale sind jetzt 21
Parkplatze vorhanden. Die StraRenbeleuchtung und die StralRenentwasserung wurden
ebenso wie die Leitungsnetze der Versorger im Zuge der Straflenbaumafinahme erneuert.

4.3. Auswertung Sanierungsstand

Von den 39 Gebauden in der stidlichen SpringstraBe ist gegenwartig lediglich 1 Haus, die
Springstral’e 11, unsaniert.

Das unter Denkmalschutz stehende Objekt ist in einem sehr schlechten Bauzustand. Seitens
des Eigentliimers sind keine Schritte fir die Sicherung der Bausubstanz oder einer Sanierung
erkennbar. Zum gegenwartigen Zeitpunkt ist nicht sicher, ob das Haus erhalten werden
kann.

Das im Rahmenplan sowohl zeichnerisch als auch textlich formulierte Ziel, die
Wiedererrichtung der Eckbebauung Springstralle 18/Stiftstralle 9, ist ebenfalls noch nicht
erfillt. Die hohen Kosten fiir den bereits baurechtlich genehmigten Neubau, eine relativ
kleine Grundstiicksflache und ein unglinstiger Grundstiickszuschnitt (Gebaude ohne
Freiflache) stellt ein deutliches Realisierungshindernis dar. Daher hat die Stadt der
temporaren Zwischennutzung mit einer begriinten Freiflache zugestimmt.

Von den Ubrigen Hausern wurden unter Beachtung der Gestaltungssatzung 21 voll- und 7
teilsaniert.

Die, bedingt durch die desolate Bausubstanz, entstandenen Liicken wurden unter Einhaltung
der Bestimmungen der Gestaltungssatzung geschlossen (10 Lickenschlielungen).

Durch die Sanierung der Bausubstanz, die LiickenschlieRung, der Grundstiicksneuordnung
in den riickwartigen Grundstiicksbereichen, durch die Schaffung von Grin-, Aufenthalts- und
Stellflachen sowie den grundhaften Ausbau der Strae wurden die wesentlichen Ziele des
Rahmenplanes erfiillt und dadurch die stadtebaulichen Missstéande im Wesentlichen
beseitigt.

Die sldliche Springstrafle hat damit als historischer innerstadtischer Strallenraum mit
hauptséachlicher Wohnnutzung ihre volle Funktionsfahigkeit wieder erlangt. Es kann
eingeschatzt werden, dass die Sanierung grundsétzlich als abgeschlossen betrachtet
werden kann.

4.4 Begriindung der Teilaufhebung

GemanR § 162 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, die
Sanierungssatzung fiir das gesamte Gebiet oder ein Teilgebiet aufzuheben, wenn die
Sanierung durchgefiihrt ist und eine geordnete weitere stadtebauliche Entwicklung und
Erneuerung auch ohne die besonderen sanierungsrechtlichen Vorschriften gewéahrleistet ist.
Die Sanierung ist durchgefiihrt, wenn die Gemeinde die Ziele der Sanierung erreicht sind
und die stadtebaulichen Missstidnde behoben sind. Eine vollstédndige Beseitigung der
stadtebaulichen Missstande ist rechtlich nicht erforderlich und sachlich nicht geboten. Es
reicht zur Durchfiihrung aus, wenn die staddtebaulichen Missstédnde wesentlich gemindert
sind oder wenn durch die Mallnahmen der Gemeinde private Grundstiickseigentimer so
angestofRen sind, dass sich der notwendige Erneuerungsprozess aus eigener Kraft weiter
vollziehen kann.
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Die Stadt Kéthen hat die im Rahmen der Sanierungsmafnahme nach § 146 BauGB
erforderlichen Ordnungs- und BaumaRnahmen fiir den Teilaufhebungsbereich Sidliche
Springstrae abgeschlossen. Mit der Umsetzung der Ziele des Rahmenplanes wurde eine
wesentliche Gebietsverbesserung im Sinne des § 136 BauGB und damit das stadtebauliche
Sanierungsziel erreicht.

Weiterfiihrende Erneuerungsmafinahmen der stadtebaulichen Entwicklung sind in dem
Gebiet kiinftig ohne Anwendung des besonderen Stadtebaurechts durchzufiihren. Die Ziele
hierzu sind (iber die im Punkt 4.6 aufgezeigten Instrumentarien abgesichert.

4.5 Auswirkung der Teilauthebung

Mit der Teilaufhebung der Sanierungssatzung fir das definierte Gebiet sind die
sanierungsrechtlichen Vorschriften des BauGB (§§ 136 ff.) nicht mehr anwendbar.
Gleichzeitig entfallt die sanierungsrechtliche Genehmigungspflicht nach § 144 BauGB.
Dazu gehdren insbesondere:
- die Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung oder Abbruch von baulichen Anlagen
- die schuldrechtliche Gebrauchs- und Nutzungsiberlassung eines Grundstticks,
Gebaude oder Gebaudeteils
- die rechtsgeschaftliche Verauferung eines Grundstiickes und die Bestellung und
VeraufRerung eines Erbbaurechts
- die Belastung von Grundstticken
- die Begriindung, Anderung oder Aufhebung einer Baulast

Ferner entfallen mit der Aufhebung in diesem Teilgebiet:
- die besonderen steuerrechtlichen Abschreibungsmdglichkeiten nach §§ 7h ff.
Einkommensteuergesetz (EStG)
- das (Sanierungs-)vorkaufsrecht der Stadt beim Kauf von Grundstlicken nach § 24
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB

Es entfallt auch die Moglichkeit, Eigentimern einen Zuschuss aus Sanierungsférdermitteln
zu gewahren.

4.6. Verfahren nach der Teilaufhebung

Der Gesetzgeber sieht in § 154 BauGB grundsatzlich vor, dass nach Abschluss der
Sanierung Ausgleichsbetrage per Bescheid erhoben werden. Die Erhebung der
Ausgleichsbetrage erfolgt auf Grundlage der Bodenrichtwertkarte des Landesamts fiir
Vermessung und Geoinformation, welche Anfangs- und Endwerte ausweist.

Werden Widerspriche gegen die Bescheide eingelegt, erfolgt eine Uberprifung der Hohe
der erhobenen Ausgleichsbetrdage mittels Gutachten, fiir die der Gutachterausschuss des
Landesamtes fiir Vermessung und Geoinformation beauftragt wird. Die Ausgleichsbetrage,
die nach der Teilaufhebung eingenommen werden, werden im verbleibenden
Sanierungsgebiet eingesetzt.

Die nach Abschluss der Gesamtmaflnahme eingenommenen Ausgleichsbetrage sind an
Bund/Land abzufihren.

Alternativ besteht die Méglichkeit, dass die Grundstiickseigentimer auf freiwilliger Basis vor
Aufhebung des Sanierungsgebietes eine Ablésevereinbarung abschlieen. Dies hat den
Vorteil, dass flexible Ratenzahlungen ohne Zinsaufschlage mdglich sind und je nach
Zahlungszeitpunkt des Abldsebetrages ein Nachlass auf den Ablésebetrag gewahrt wird.
AuRerdem missen die auf diese Weise eingenommenen Gelder nicht abgefiihrt werden,
sondern kénnen im Sanierungsgebiet eingesetzt werden.
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Grundstickseigentiimern im Sanierungsgebiet wird seit 2010 ermdglicht,
Abldsevereinbarungen abzuschliefen.

Von den 39 Grundstlickseigentiimern haben bisher 33 Eigentliimer eine Vereinbarung mit der
Stadt Kéthen zur vorzeitigen Ablésung der Ausgleichsbetrdge abgeschlossen.

Bisher sind im Teilgebiet per Vertrag 166.920,70 € vereinnahmt und wieder im
Sanierungsgebiet verausgabt worden, wobei der Abschlag fiir die vorzeitige Ablose
insgesamt 39.999,30 € betragt. Ausgleichsbetrage in Hohe von 51.820 € werden nach
Bescheid Erteilung erwartet.

Mit der Teilaufhebung der Sanierungssatzung nach § 162 Abs. 1 BauGB hat das
Grundbuchamt fiir die Grundstiicke in dem entsprechen Teilgebiet den Sanierungsvermerk
in den Grundbiichern zu l6schen. Die Satzung Uber die Teilaufhebung ist ortsiblich bekannt
zu machen und wird dann dem Landesverwaltungsamt angezeigt.

Mit der ortstiblichen Bekanntmachung wird die Satzung rechtsverbindlich.

4.7. Sicherung der Sanierungsziele fiir die Zukunft

Im Hinblick auf die erheblichen Aufwendungen fiir die Durchfihrung stédtebaulicher
SanierungsmaRnahmen ist im Regelfall geboten, dass auch fiir die Zeit nach der Aufhebung
einer Sanierungssatzung die wichtigen stadtebaulichen Ziele der Gebietsentwicklung weiter
verfolgt und erreichte Sanierungsergebnisse nachhaltig gesichert werden. Als rechtliche
Instrumente kommen dafir in Betracht.

- die Aufstellung, Anderung und Erganzung von Bebauungsplanen

- der Erlass einer Erhaltungssatzung nach § 172 BauGB

- der Erlass 6rtlicher Bauvorschriften nach § 85 Bauordnung des Landes Sachsen-

Anhalt (BauO LSA)

Fir den Teilaufhebungsbereich Siidliche Springstrale stehen folgende rechtliche
Instrumente zur Verfiigung, um die weitere stadtebauliche Entwicklung geordnet vollziehen
und beeinflussen zu kénnen.

Informelle Instrumente:
- der stadtebauliche Rahmenplan fir das Sanierungsgebiet ,Innenstadt-Kéthen*

Formelle Instrumente:
- Satzung der Stadt Kéthen (ber die Erhaltung baulicher Anlagen und die Eigenart der
Gebiete (Erhaltungssatzung)
- Ortliche Bauvorschrift zur Gestaltung von Werbeanlagen und Warenautomaten
(Werbesatzung)
- Gestaltungssatzung Sudliche Springstralle

Die siidliche Springstrafe stellt aulterdem ein nach dem Denkmalschutzgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt (DSchG LSA) geschitztes Ensemble mit mehreren unter Schutz gesteliten
Einzelgebduden dar, so dass auch hier die Gewahr besteht, dass stérende Veranderungen
an den Geb&uden unterbunden werden.

Das Interesse der Eigentiimer am Erhalt ihrer Gebaude und die Anwendung der
vorhandenen rechtlichen Instrumente sichern auch zukiinftig die grundlegenden funktionellen
Ziele der Sanierung, welche mit der Erneuerung und Aufwertung der Bausubstanz und des
Straenraumes erreicht worden sind.

Da fiir das Teilgebiet Sudliche Springstralie eine wesentliche Gebietsverbesserung im Sinne
des § 136 BauGB und damit die stadtebaulichen Sanierungsziele weitgehendstes erreicht

Bearbeifungsstand: 22.08.2016
Seite 9 von 26





ist, soll dieses Teilgebiet aus dem Sanierungsgebiet entlassen werden. Weiterflihrende
Erneuerungsmafnahmen der stadtebaulichen Entwicklung sind kiinftig auch ohne
Anwendung des besonderen Stadtebaurechts durchfihrbar.
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5. Fotodokumentation

StraBenkdrper Springstrae bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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SpringstraBe 2 — 4 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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SpringstraBe 3 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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SpringstraBe 4 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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SpringstraBe 6 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet
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SpringstraBe 7 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet
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SpringstraRe 8 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet
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Springstrae 11 2016 Derzeitiger Zustand
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SpringstraBe 14 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016






SpringstraBe 18 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

-
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Springstrae 35 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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SpringstraRe 42 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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SpringstraRe 43 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016

' itungsstand: 22.08.2016
Seite 23 von 26






Springstrafe 44 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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Springstralle 45 - 48 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016






Springstrale 49 bei Aufnahme in das Sanierungsgebiet

2016
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 Begründung zur Satzung über die.pdf


